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Beschluss 

TOP I. 17  Verbesserung der Aussagekraft und der Verständlich-

keit vorvertraglicher Verbraucherinformationspflichten 

 

Berichterstattung:  Rheinland-Pfalz 

 

1. Die Justizministerinnen und Justizminister sind der Auffassung, dass 

vorvertragliche Verbraucherinformationspflichten in ihrem Umfang und 

ihrer Komplexität den Zweck einer effektiven Information der Verbrau-

cherinnen und Verbraucher zunehmend verfehlen.  

 

2. Sie bitten daher die Bundesministerin der Justiz und für Verbraucher-

schutz, auf europäischer Ebene darauf hinzuwirken, die Aussagekraft 

und Verständlichkeit von Verbraucherinformationen zu verbessern und 

damit die Wirksamkeit vorvertraglicher Verbraucherinformationspflich-

ten zu erhöhen, insbesondere durch Zurückführung der Informationen 

auf ein adäquates Maß.  

 


